Anlage 5

Begriffsbestimmung und Abgrenzung der Fordertatbestande

Abbruchkosten

Abbruchkosten zdhlen zu den Bauk osten. Fallen sie vor Ertei-
lung des Bewilligungsbescheides an, so sind sie g rundsétzlich
nicht zuwendungsfahig. Bei erheblicher zeitlicher Differenz zwi-
schen Abbruch und Baubeginn gibt es jedoch die Moglichkeit,
die entstehenden Kosten in die Zuwendungsféhigkeit mit einzu-
beziehen, wenn

a) der Abbruch als vorzeitiger Mafinahmebeginn fiir forde-
rungsunbedenklich erkldrt wird. Dies sollte aber nur dann
geschehen, wenn die Kosten des Abbruchs tatséchlich er-
heblich sind.

b) der Abbruch als Vorsorge- bezichungsweise Vorfinanzie-
rungsmafinahme im Zusammenhang mit einem Vorhaben
der stidtebaulichen Erneuerung oder der Neuordnung der
Erschliefung anerkannt wurde. Mafgeblich fiir die Defini-
tion des Maflnahmebeginns sind die Vorschriften der Lan-
deshaushaltsordnung.

Abnahmekosten

Kosten fiir bauaufsichtliche Abnahmen sind nicht férder ungs-
fahig, weil sie unter Verwaltungskosten zu rechnen sind.
(vergleiche Verwaltungskosten)

Abstufung

Der erhohte Fordersatz gemal Nummer 5.4 Rili KStB Bbg &mmt

nur in den Fillen zur Anwendung, wo die Abstufung einer Lan-

desstrafe einvernehmlich ziwschen dem Land und dem kiinftigen
kommunalen Baulasttrager erfolgt ist.

Archéologische Begleitkosten

Nach § 5 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes kon-
nen abgegrenzte Flichen, die bekannte oder nach be griindeter
Vermutung Bodendenkmale von besonderer Bedeutung bergen,
zu Grabungsschutzgebieten erklart werden. Soweit in ein Denk-
mal eingegriffen wird, hat der Veranlasser des Eingriffs die Kos-
ten zu tragen. Die in diesem Rahmen beim Baulasttrager anfal-
lenden Kosten konnen bis zu 50 Prozent der Gesamtk osten als
zuwendungsfahig anerkannt werden.

Aufstufung

Mit Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG)
beziehungsweise den Folgemitteln entsprechend der Richtlinie
geforderte Straflen diirfen nicht sofort nach ihrer Fertigstellung
aufgestuft werden, weil das GVFG beziehungsweise die vorlie-
gende Richtlinie die Férderung von Maflnahmen in der Baulast
der Gemeinden zum Zw eck hat und deshalb die gebaute oder
ausgebaute Straf3e fiir einen gewissen, im Einzelfall zu bestim-
menden Zeitraum in der Baulast der Gemeinde erbleiben muss.
(vergleiche Baulasttrager, Zweckbindungsfrist)

Ausbau

Erfolgt eine Verbesserung des Verkehrswertes durch eine Neu-
aufteilung beziehungsweise Verbreiterung der Verkehrsflachen
oder eine Erhohung der Belastbark eit beziehungsweise Trag-
fahigkeit von Verkehrsflachen (einschlie8lich Briicken), liegt ein
forderungsfahiger Ausbau vor.

Baukosten

Zu den zuwendungsfihigen Baukosten gehoren die Bauteile,
Einrichtungen und Anlagen fiir die nach dem Stand derTechnik
verkehrsgerechte und betriebssichere Ausfithrung des Vorha-
bens sowie die notwendigen Folgemafnahmen. Hierzu werden
gerechnet:

- Ausfihrungsstatik einschlieBlich der zugehorigen Ausfiih-
rungsunterlagen,

- Prifstatik von Ingenieurbauwerken,

- Haftpflicht- und Bauwesenversicherung,

- Vermessungsarbeiten, soweit nicht nach § 3 Nummer 2 der
Verdingungsordnung fiir Bauleistungen - Teil B - (VOB/B)
Sache des Auftraggebers,

- Freimachen des Baugelidndes einschlieBlich Kampfmittel-
beseitigung,

- Baugrunduntersuchung wihrend der Baudurchfiihr  ung
(vergleiche DIN 4020 Nummer 5),

- Baustoffpriifungen,

- Bestandsaufnahmen nach § 3 Nummer 4VOB/B (nach Wert-
ermittlungsrichtlinien) zur Beweissicherung,

- Gutachten, die wihrend der Bauausfithung noch notwendig
werden,

- SchutzmaBnahmen nach dem Bundes-Immissionsschutz-
gesetz (BImSchQG),

- Brand- und Wasserschutzanlagen,

- Lichtzeichenanlagen einschlielich der zugehdrigen Steue-
rungsanlagen,

- Sicherung bezichungsweise Absperrung der fertiggestellten
Anlage bis zur Inbetriebnahme, soweit sie nicht vom Trager
des Vorhabens durchgefiihrt werden kann,

- Wiederherstellungsarbeiten (zum Beispiel bauliche Anla-
gen, Griinanlagen) unter Beriicksichtigung eines moglichen
Wertausgleichs,

- Bepflanzung,

- Ausgaben fiir Winterbaumafinahmen,

- Entschidigungsleistungen fiir Einwirkungen auf benachbar-
te Grundstiicke,

- Umesatzsteuer, soweit nicht im Vorsteuerabzug absetzbar,

- Investitionssteuer.

Baulasttrager

Wird eine Strafle mit dem Ziel gebaut, dass die Baulast nach der
Fertigstellung auf den Bund beziehungsweise auf das Land tiber-
gehen soll, ist eine Férderung aus Mitteln zur Verbesserung der
Verkehrsverhiltnisse der Gemeinden ausgeschlossen. Vorhaben,
die in den Bedarfsplidnen des Bundes beziehungs weise eines
Landes ausgewiesen sind, sind nicht forderungsfahig.
(vergleiche Aufstufung)



Bauliche Erhaltung

Im Regelfall werden im Rahmen der Baulichen Erhaltung die

Substanzerhaltung und die grundhafte Erhaltung (Erneuerung)
der freien Strecken, der Ortsdurchfahrten sowie der Ingenieur-
bauwerke durchgefiihrt. Die Verkehrsflachen werden in Grund-
und Aufriss und Querschnitt nicht w esentlich verdndert und/
oder erweitert.

Zur Baulichen Erhaltung im Sinne dieser Forderichtlinie zéhlen:

MaBnahmen zur vollstindigen Wiederherstellung (Erneuerung)
einer Verkehrsfldchenbefestigung (Fahrbahnen, Radwege) oder
Teilen davon, sofern mehr als die Deckschicht (wie Binder -
und/oder Obere Tragschichten) betroffen sind. Dies kann auch
durch Aufbringen neuer Schichten auf die vorhandene Befesti-
gung im Hocheinbau oder durch Ersatz entsprechender Schich-
ten im Tiefeinbau oder durch Kombination von Hoch- und Tief-
einbau erfolgen, zum Beispiel Verstirkung von Binder- und/oder
Tragschichten im Hocheinbau und/oder Emeuerung der Binder-
und/oder Tragschichten im Tiefeinbau.

Bauliche Unterhaltung

Zur Baulichen Unterhaltung zdhlen 6itlich-punktuelle Mafinah-
men kleineren Umfangs zur Substanzerhaltung von Verkehrsfla-
chen (Fahrbahnen, Radwege), die mit geringem Aufwand in der
Regel sofort nach dem Auftreten eines ortlich begrenzten Scha-
dens von Hand oder maschinell ausgefiihr t werden, wie zum
Beispiel kleinfldchige Flickarbeiten, Vergief3en von Rissen.

In Abgrenzung zur Baulichen Erhaltung werden im Rahmen der Betrieblichen
Unterhaltung zum Beispiel die Wartung, Pflege und Reinigung einschlieRlich Win-
terdienst der Fahrbahnen, Radwege, Nebenanlagen (wie Randstreifen, Gréaben,
Durchlésse, Ingenieurbauwerke) und der Ausstattung (wie Verkehrszeichen, Leit-
und Schutzeinrichtungen) ausgefthrt.

Behindertengerechte BaumaRnahmen

Voraussetzung fiir die Férderung ist, dass das Vorhaben die Be-
lange behinderter und anderer Menschen mit Mobilitéts-
beschrankungen beriicksichtigt und denAnforderungen der Bar-
rierefreiheit moglichst weitreichend entspricht. Bei der Vorha-
benplanung sind die kkmmunalen Behindertenbeauftragten oder
Behindertenbeirite anzuhdren. Verfligt eine Gebietskorperschaft
nicht {iber Behinder tenbeauftragte oder Behinder tenbeirite,
sind stattdessen die entsprechenden Verbande im Sinne des § 5
des Behindertengleichstellungsgesetzes anzuhdren.

Beleuchtungsanlagen

Die Forderung von Beleuchtungsanlagen wird generell ausge-
schlossen.

Bestandsplane/Bauwerksbiicher

Bestandspldne werden nicht den Verwaltungskosten zugeordnet,
sondern den zuwendungsfahigen Baukosten.

Das betrifft die Kosten fiir

- Bestandsvermessungen sowie erstmalige Erstellung von Be-

standszeichnungen bei Bestandsaufnahmen von Straf3en und
Ingenieurbauwerken (bei Bauabschluss),

- Aufstellung der Bauwerksbiicher,

- Aufstellung der Bestandspldne (bei Anfertigung der Be-
standsunterlagen fiir Ingenieurbauwerke).

Betriebserschwerniskosten

Betriebserschwerniskosten des Baulasttrégers selbst sind in lei-
nem Fall zuwendungsféhig, daher auch keine Beriicksichtigung
eines Wertausgleichs; Betriebserschwerniskosten eines Dritten
sind zuwendungsfihig.

Eigenleistungen

Leistungen, die der Zuwendungsempfénger erbringt, sind nicht
forderfahig, auch wenn sie nach der Richtlinie zuvendungsféhig
wiren. Es konnen nur Leistungen Dritter abgerechnet und ge-
fordert werden.

Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG)

a) Forderfahigkeit von Kostenanteilen der Verkehrsinfrastruk-
turunternehmen

Investitionszuschiisse konnen in Ausnahmefillen auf den
Kostenanteil von Verkehrsinfrastrukturunternehmen an Kreu-
zungsmafBnahmen verwendet werden. Solche Investitions-
zuschiisse sollen in der Re gel nur dann ge wéhrt werden,
wenn es sich um kostenaufwendige Mafnahmen zur Besei-
tigung von Bahniibergidngen innerhalb geschlossener Or t-
schaften handelt.

b) Verwaltungskosten nach dem EKrG - Umf ang der zuwen-
dungsfihigen Kostenanteile

Nach dem EKrG wird die wlle Kostenmasse (einschlieBlich
Verwaltungskosten, Probebohrungen usw.) aufgeteilt. Die
Verwaltungskosten bei EKrG-MaBinahmen sind nicht zu-
wendungsfahig.

ErhaltungsmaRnahmen

Forderféhig sind ausschlieBlich MaBnahmen der baulichen Er-
haltung im Sinne dieser Forder richtlinie. Dagegen sind MafB-
nahmen der baulichen Unterhaltung nicht forderfihig.

Fahrradwege

Eine Forderung von Fahrradwegen ist grundsétzlich moglich,
wenn ein Zusammenhang mit einer nach der Richtlinie des Mi-
nisteriums flir Infrastruktur und Landwirtschaft zur Forderung
von Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhdltnisse
der Gemeinden des Landes Brandenbur g - Teil kommunaler
Stralenbau - (Rili KStB Bbg) forderfiahigen Stralie ge geben
ist.

Die nachtrigliche Anlage separater Radwege und die bauliche
Neuaufteilung des StraBenraumes zur Anlage von Radverkehrs-
flachen an forderungsfihigen Strafien sind forderungsfahige Aus-
baumaBnahmen.



Selbststéndig gefiihrte Radverkehrsanlagen in k ommunaler
Baulasttragerschaft konnen forderfahig sein. Es muss sich - wie
bei den Straflen fiir den motorisietten Verkehr auch - um fiir den
Radverkehr wichtige Wege handeln. Die k ommunalpolitische
Zielsetzung muss durch die entsprechende Ausweisung im Fla-
chennutzungsplan der Gemeinde oder durch besondere Darstel-
lung in einem fiir die Beuteilung gleichwertigen Plan zum Aus-
druck gebracht werden.

Mit einer Wegweisung fiir den Radverkehr wird der Radverkehr
auf sicheren und v erkehrsgiinstigen Radrouten gefiihr t. Die
Wegweisung flir den Radverkehr stellt ein eigenstandiges ,, Ver-
kehrsleitsystem* dar. Sie dient der Optimierung, der Sicherheit
und Leichtigkeit des gesamten Straen verkehrs, insbesondere
des Radverkehrs.

Die Wegweisung fiir den Radverkehr gemél ,, Hinweise zur
wegweisenden Beschilderung fiir den Radverkehr im Land
Brandenburg (HBR Brandenburg)“ ist als Verkehrsleitsystem
forderfahig. Voraussetzung ist die Ausweisung in einem
Radverkehrsplan der Kommune oder des Landkreises.

Zur Festlegung der Breite der Radwege sind die Bestimmungen
der StVO und der Verwaltungsvorschrift zur StVO zu bertick-
sichtigen, die auf die die anerkannten Re geln der Technik und
Rechtsprechung représentierenden Empfehlungen fiir Planung,
Entwurf und Betrieb von Radverkehrsanlagen verweisen.

Fordersdtze

a) Fiir MaBnahmen an umgestuften Landesstralen gemél
Nummer 2.1 Buchstabe i betrdgt die Zuwendung 90 Prozent
der zuwendungsfahigen Ausgaben des Vorhabens, sofern
die Umstufung nicht unmittelbar Folge der Inbetriebnahme
einer Umgehungsstrafle ist und auBerdem nicht mehr als zwei
Jahre zuriickliegt.

b

=~

Fiir forderfahige MaBnahmen gemafl Nummer 2.1 Buch-
stabe fund g sowie fiir forderfahige Gehwege betrégt die
Zuwendung 75 Prozent der zuwendungsféahigen Ausgaben
des Vorhabens.

c¢) Fiir alle iibrigen forderfahigen Vorhaben nach Nummer 2.1
betrdgt die Zuwendung 50 Prozent der jeweils zuwendungs-
fahigen Ausgaben.

Grunderneuerung

Die Grunderneuerung ist entsprechend der Richtlinie fiir die
Planung von Erhaltungsmaflinahmen an StraBenbefestigungen,
Ausgabe 2001 (RPE-Stra 01) die wesentliche Verbesserung des
Gebrauchswertes ortsfester Verkehrsanlagen durch Erneuerung
einzelner oder mehrerer Komponenten.

Die Wiederherstellung einer vorhandenen Verkehrsanlage nach
deren Abnutzung dient der Erhaltung des urspriinglichen Ver-
kehrswertes und ist Grunderneuerung.

Dabei wird das Abfrasen einer VerschleiB3schicht und die darauf-
folgende Erneuerung dieser Deckschicht nicht als wesentliche
Verbesserung angesehen.

Das Aufbringen einer neuen Deckschicht oder eine Oberfla-
chenbehandlung wird der Instandsetzung zugerechnet und ist
somit nicht forderfahig.

Kontaminierungen
1. Grundsatz:

Den Baugrund stellt der Auftraggeber (= Projekttriger), die
Kostentragungspflicht liegt bei ihm.

Der Auftraggeber - Projekttriager - zeichnet gegeniiber dem Auf-
tragnehmer verantwortlich fiir den Gr und und Boden, auf/in
dem gebaut wird. Er trigt das Risiko beim Auffinden von Kon-
taminierungen. Insofern ist er v erpflichtet, die Zuw endungs-
geber liber die moglichen Risiken umfassend zu informieren. Es
liegt also in seiner Verantwortung,

- sich bereits beim Erwerb von Grund und Boden beziehungs-
weise bei Sicherung von Grunddienstbarkeiten ein Bild von
der Situation zu machen,

- im Rahmen der Baug runduntersuchungen im Planungs-/
Vorbereitungsstadium die Situation beziiglich k ontaminie-
render Stoffe zu erfassen und zu bewerten,

- Planungsalternativen aufzuzeigen, die Eingriffe in kontami-
nierte Bereiche vermeiden beziehungsweise minimieren,

- erforderliche Sanierungsmafinahmen zu planen und die zu-
gehorigen Kosten zu ermitteln, soweit sie zur Losung der
verkehrlichen Aufgabe erforderlich sind (Beriicksichtigung
im Finanzierungsantrag).

2. Grundsatz:

Grundsitzlich besteht Regressanspruch gegeniiber dem Grund-
eigentiimer beziehungsweise dem Verursacher der Kontaminie-
rung.

Der Projekttriger hat zu priifen, inwieweit ein Anspruch in der
Kostentragungspflicht gegeniiber Dritten besteht. Im Einzelfall
ist zu priifen, inwieweit aufgrund fritherer rechtlicher Gegeben-
heiten die Sanierungspflicht unbillig oder nicht zumutbar ist.
Das Priifergebnis ist gegeniiber dem Zuwendungsgeber zu do-
kumentieren.

3. Grundsatz:

Es ist zu unterscheiden zwischen Kontaminierung mit und ohne
gesetzlich normierte Pflichten zum Einschreiten.

Bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht (Gefahr fiir die
Umwelt, insbesondere das Grundwasser) ist eine Sichemung oder
Sanierung auch ohne die Baumafinahme gundsatzlich erforder-
lich. Bei Kontaminierung ohne Einschreitungspflicht geht keine
unmittelbare Gefahr fiir die Umwelt aus, es sind keine direkten
Sicherungs- oder Sanierungsmalnahmen erforderlich. Kosten
entstehen erst durch die ,,Zustandsstorung*.

Kosten bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht sind gund-
sitzlich nicht zuwendungsfahig. Sofern die Sicherung/Sanie-
rung des Bodens auch ohne Zustandsstér ung durch die Bau-
malinahme zwingend erforderlich ist, ist die Zuwendungsfahig-
keit der insoweit entstehenden Kosten nicht gegeben.

Kosten bei Kontaminierung ohne Einschreitungspflicht sind zu-
wendungsfihig, soweit Regressanspriiche nicht realisiert wer-
den kénnen. Die Sanierung und Sicherung des Bodens wird erst
als Folge der Baumafinahme notwendig. Von daher konnen die
Kosten - soweit Regressanspriiche nachweislich nicht realisiert
werden konnen - grundsétzlich den Baukosten zugerechnet und
als zuwendungsfahig anerkannt werden.

Kunstlerische MaRnahmen

Beim Stralen- und Briick enbau sind Kosten fiir die kiinstleri-
sche Ausgestaltung nicht zuwendungsfahig.

Larmvorsorge/Larmsanierung

MafBnahmen der LArmvorsorge sind im Zuge von Neubau- und
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 Fördersätze
 a)  Für Maßnahmen an umgestuften Landesstraßen gemäß
      Nummer 2.1 Buchstabe i beträgt die Zuwendung 90 Prozent
      der zuwendungsfähigen Ausgaben des Vorhabens, sofern
      die Umstufung nicht unmittelbar Folge der Inbetriebnahme
      einer Umgehungsstraße ist und außerdem nicht mehr als zwei
      Jahre zurückliegt.
 b)  Für förderfähige Maßnahmen gemäß Nummer 2.1 Buch-
      stabe f und g sowie für förderfähige Gehwege beträgt die
      Zuwendung 75 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben
      des Vorhabens.
 c)  Für alle übrigen förderfähigen Vorhaben nach Nummer 2.1
      beträgt die Zuwendung 50 Prozent der jeweils zuwendungs-
      fähigen Ausgaben.


AusbaumaBinahmen an verkehrswichtigen kommunalen Straflen
nach den Erfordemissen der Sechzehnten Verordnung zur Durch-
fithrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslarm-
schutzverordnung - 16. BImSchV) im Rahmen des akti  ven
Schallschutzes (Schallschutzwinde und Schallschutzwille) zu-
wendungsfahig. Passiver Schallschutz wird von der Férderung
ausgenommen.

Eine nachtrigliche LA&rmsanierung an bestehenden kommuna-
len StraBen und Ingenieurbauw erken ist nicht zuw endungs-
fahig.

Leasing-Finanzierung

Im Rahmen des Zuwendungsrechts sind keine finanziellen Vor-
teile gegeniiber der direkten Finanzierung erkennbar.

Die Fordermittel zur Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse der
Gemeinden dienen als Investitionshilfen der direkten Finanzie-
rung eines Vorhabens. Leasingkosten sind dagegen als Betriebs-
mittel anzusehen und konnen nicht gefordert werden.

Mangelbeseitigung

Die Mingelbeseitigung gehdrt noch zum Bau oder Ausbau, da
der Bau oder Ausbau nicht als abgeschlossen angesehen werden
kann, solange noch Méngel in der Ausfiihrung bestehen. Durch
Mangelbeseitigung zusitzlich entstehende Kosten, weil die bau-
ausfiihrende Firma in Konkurs gegangen ist oder aus anderen
Griinden nicht zur Gewéhrleistung herangezogen werden kann,
sind zuwendungsfahig.

Markierungen

Markierungen, die im Zusammenhang mit der gefordeten Bau-
maBnahme ausgefiihrt werden, sind forderféhig.

Das nachtrigliche Anbringen oder die Anderung einer bloBen
Fahrbahnmarkierung auf bestehenden Straf3en fiir sich allein ist
nicht als AusbaumafBinahme anzusehen und deshalb nicht for-
derfahig.

MaRnahmebeginn

Die MaBinahme beginnt mit der Erteilung des Zuschlags an die
im Ausschreibungsverfahren ausgewihlte Baufirma.

Bei Baumafinahmen im Zusammenhang mit Malnahmen des

Landesbetriebes Straenwesen an Bundes- und Landesstraf3en
ergibt sich der Mafinahmebe ginn zum Bau der forderfahigen
Nebenanlagen aus der entsprechenden Vereinbarung mit dem
Landesbetrieb StraBenwesen zum Baubeginn.

Mittelriickflusse/Ruckforderungen

Grundlage fiir die Riickforderung von Férdermitteln einschlief3-
lich Verzinsung sind die §§ 48, 49, 49a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes sowie die Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Lan-
deshaushaltsordnung.

Nicht verbrauchte Mittel sind vom Zuwendungsempfanger ohne
Aufforderung unverziiglich an die Bewilligungsbehdrde zuriick-

zugeben. Die Bewilligungsbehdrde muss iiber den Gr und der
Riickgabe informiert werden.

Bei Wegfall der Férdervoraussetzungen innerhalb der Zweck-
bindungsfrist ist im Rahmen einer Er messensentscheidung
dariiber zu befinden, ob der Zeitraum, in dem die Vorausset-
zungen vorgelegen haben, als ausreichend anerkannt w erden
kann.

Die in den oben genannten Féllen zuriickflieBenden Mittel wer-
den dem laufenden Forderprogramm wieder zugefiihrt.

Nachtrage

Bei der Abwicklung von Baumafinahmen kann es zu Nachwer-
glitungsforderungen des Auftragnehmers kommen. Sie kdnnen
zum einen begriindet sein in einer nicht eindeutigen Beschrei-
bung der auszufithrenden Arbeiten oder auch in Arbeiten, de-
ren Notwendigkeit sich erst spiter herausstellt. Ublicherweise
wird eine Einigung in Nachtragswerhandlungen zwischen Auf-
tragnehmer und Auftraggeber angestrebt. Ist das Eigebnis eine
Anerkennung (eines Teils) der Nachvergiitungsforderung, so
sind diese Kosten in der Regel als zuwendungsfahig anzuse-
hen.

Ist in den Nachtragsverhandlungen keine Einigung zu erzielen,
wird versucht, die Forderung auf dem Klageweg durchzusetzen.
Kommt es zu einem Uteil, so konnen die entsprechenden Mehr-
kosten bei einer Fordermafnahme als zuwendungsfahig angese-
hen werden.

Zur Verkiirzung des Klageverfahrens wird oft ein Vergleich an-
gestrebt. Die auf den Zuwendungsempfénger als Auftraggeber
entfallenden Kostenanteile konnen dann aus erwaltungsdkono-
mischen Uberlegungen ebenfalls als zuwendungsfihig betrach-
tet werden.

Vor Abschluss des Vergleiches sollte die Bewilligungsbehorde
beteiligt werden.

Natur- und andere hochwertige Materialien

Der Einsatz von Natur- und anderen hochwertigen Materialien
ist dann zulédssig, wenn der Nachweis des wirtschaftlichen Ein-
satzes im Vergleich zu preisgiinstigeren géngigen Materialien
erbracht wird und auch k eine Kosteniibernahme durch Dritte
moglich ist.

Schlussabrechnung

Einzelne Vorhaben koénnen - oft iiber Jahre - nicht abgerechnet
werden, weil einzelne Kosten nicht endgiiltig festgestellt werden
konnen. Die unerledigten Vorhaben belasten jedoch die Verwal-
tungen iiber Gebiihr. Eine Reduzierung ist dringend erforder-
lich.

Verzogert sich die Schlussabrechnung eines ~ Vorhabens aus
Griinden, die der Zuwendungsempfénger nicht zu vertreten hat
(zum Beispiel schwebende Prozesse, anstehende Schlussv er-
messung, fehlende Rechnungen Dritter), so kann die Be willi-
gungsbehdrde im Benehmen mit dem Zuw endungsempfanger
die zuwendungsfahigen Kosten endgiiltig festsetzen. Es handelt



sich hier um zuwendungsféhige, in ihrer Hohe aber noch nicht
feststellbare Kosten. Ein Vorhaben kann in diesem Fall als abge-
schlossen angesehen werden, wenn es einen eigenen Verkehrs-
wert darstellt oder dem Verkehr iibergeben ist.

Maoglich ist es auch,Teilverwendungsnachweise zu erstellen, bei
denen die Zuwendungen zu den feststellbaren Kosten bestimm-
ter Gewerke oder Bauabschnitte (K ostengruppen) endgiiltig
festgesetzt und abgerechnet werden. Dies kommt vor allem dann
in Betracht, wenn ein Benehmen mit dem Zuwendungsempfén-
ger fiir die Festsetzung der Schlussrechnung wegen ungeklérter
Kosten nicht herstellbar ist, da die Bewilligungsbehorde aus Si-
cherheitsgriinden bei ungekléarten Kosten Risiken fiir den Lan-
deshaushalt durch eine Abschitzung zur sicheren Seite, das
heifit auf unterem Niveau, vermeiden muss.

Software

Die Anschaffung neuer bezichungsweise zusétzlicher Software
ist grundsétzlich nicht forderfahig. Zum Gerét zugehorige Soft-
ware (zum Beispiel Lichtzeichenanlagen) kann im Rahmen ei-

ner Stra3en- oder Briickenbaumalnahme gefordert werden. Bei
der Einreichung von Unterlagen zur Forder ung ist eine Auf-
schliisselung der einzelnen K osten beziiglich Software vorzu-
nehmen.

Steuerungsanlagen des Stral3enverkehrs

Steuerungsanlagen des Stralenverkehrs konnen insbesondere
bei Priferenzierung des OPNV zur Verbesserung der Verkehrs-
verhéltnisse beitragen und im Einzelf all aufwendige Straf3en-
baumafinahmen ersetzen.

Zum Bau oderAusbau der Straf3e gehoren ,,Lichtzeichenanlagen
einschlieBlich der dazugehorigen Steuer ungsanlagen®. Unter
bestimmten Voraussetzungen kann im Einzelfall bei einer for-

derfahigen Strafe die Installierung einer Steuerungsanlage als
eine Ausbaumalnahme angesehen werden, auch wenn an der

StraBe selbst baulich nichts verdndert wird. Diese Beurteilung
ist aus Griinden derWirtschaftlichkeit dann gerechtfertigt, wenn
durch die Maflnahme aufwendigere Stralenbaumafnahmen er-

setzt werden.

Umbau

MafBnahmen, die einen Riickbau von Stralen zum Gegenstand
haben und die Eigenschaft der Strafle als verkehrswichtige Stra-
Be verdndern, konnen nicht gefordert werden.

Mafnahmen zur Verkehrsberuhigung sind generell nicht forder-
fahig. Wenn eine Strafe ihren Charakter als v erkehrswichtige
Stral3e behilt, ist jedoch ein aus Griinden der Sicherheit oder der
Anpassung an gednderte Verkehrsverhiltnisse durchzufiihren-
der Umbau - nicht Riickbau - forderfahig.

Dabei ist jedoch der Nachw eis der Abgrenzung von verkehr-
lichen und stiddtebaulichen Mallnahmen zu erbringen. Der Um-
bau kann auch als Unterbegriff des Ausbaus zu verstehen sein.
Ein Riickbau aus stadtebaulichen Griinden ist jedenf alls nicht
forderfahig. Dazu steht das Stidtebauforderungsgesetz zur Ver-
fligung.

Eine Losung ist tiber den Begriff ,,ortsgerechter Ausbau* zu fin-
den.

Es muss sich bei den forderfdhigen MaBinahmen jedoch immer
um einen verkehrsgerechten Ausbau handeln. Mafinahmen des
Fullgidnger- oder Radfahrerverkehrs sind in diesem Zusammen-
hang forderfahig.

Umsteigeanlagen

Umsteigeparkplitze zur Verringerung des motorisierten Indivi-
dualverkehrs sind, wenn sie sich in der Baulast der Gemeinde be-
finden, zuwendungsfahig. Dazu gehdren Rendlerparkplétze, Mit-
fahrerparkplitze, Park+Ride- und Bike+Ride-Anlagen.

Gefordert werden kdnnen ,,Pendlerparkplétze und ,,Mitfahrer-
parkpldtze® in kommunaler Baulast ohne beabsichtigte Erhe-
bung von Gebiihren innerhalb der Zweckbindungsfrist. Die An-
lagen miissen in vollem Umfang, aber mindestens zu 80 Prozent
dem beantragten Zweck dienen. Ein entsprechender Nachweis
ist zu erbringen. Die ,,Pendlerparkplitze* und ,,Mitfahrerpark-
platze* miissen sich an im Sinne der Richtlinie forderfahigen
Stralen befinden und sind gemafl ihrem Zweck zu kennzeich-
nen.

Die Park+Ride- und Bike+Ride-Anlagen, die dem Umstieg zum
OPNV dienen, werden nicht im Rahmen der Richtlinie des Mi-
nisteriums flir Infrastruktur und Raumordnung zur Verwendung
von Fordermitteln zur Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse
der Gemeinden des Landes Brandenb urg - Teil kommunaler
StraBenbau - (Rili KStB Bbg) gefordet, sondern gemal OPNV-
Gesetz (Kostenpauschale fiir Aufgabentriger) bezichungsweise
Richtlinie zur Forderung des OPNV.

Unterhaltungskosten

a) Forderungsfihig ist nach der vorliegenden Richtlinie (Rili
KStB Bbg) nur der Bau oder Ausbau, nicht dagegen Unter-
haltung beziehungsweise Erhaltung. Die im Zusammenhang
mit Unterhaltung oder Erhaltung entstehenden Kosten sind
daher bei der F estsetzung der zuwendungsfahigen Kosten
nicht zu beriicksichtigen. Dieser Gr undsatz erfihrt keine
Anderung dadurch, dass Unterhaltungskosten abgeldst wer-
den beziehungsweise dass sich abzulésende Unterhaltungs-
kosten durch vorzeitige Erneuerung eines Bauwerks im Zu-
ge der Durchfiihrung eines geforderten Vorhabens verrin-
gern.

b) Verringert sich der Ablosungsbetrag fiir Unterhaltungskos-
ten, die ein Vorhabentriger, etwa gegeniiber der DB, zu tra-
gen hat, durch vorzeitige Erneuerung eines Bauwerks, so ist
der frei werdende Betrag von den zuwendungsfahigen Kos-
ten abzusetzen.

Die Ablosung der Erhaltungs- und Betriebslast nach § 15 Ab-
satz 4 EKrG dient der Verwaltungsvereinfachung und wird da-
her im Regelfall angewendet.

Bei der Gewidhrung von Bundes- und Landeszuwendungen gilt das
Subsidiaritétsprinzip (siehe § 23 der Bundeshaushaltsordnung).
Vor Inanspruchnahme von Zuwendungen hat der Antragsteller sei-
ne sonstigen Einnahmen, wie Beitrdge Dritter; einzusetzen.



Die Kosten fiir Unterhaltung beziehungsweise den Erhaltungs-
aufwand werden bei der F estsetzung der zuw endungsféhigen
Kosten grundsitzlich nicht beriicksichtigt.

Verkehrsberuhigung

Eine gezielte Forderung von Verkehrsberuhigungsmafinahmen
ist im Forderkatalog nicht vorgesehen.

Im Rahmen von Stralenbaumafinahmen besteht grundsitzlich
die Moglichkeit, dass auch Mafinahmen zur Verbesserung des
Fuflgdnger- und Radfahrerverkehrs gefordert werden konnen.
Es ist jedoch zu beachten, dass sich die Forder ung immer auf
verkehrswichtige innerértliche Strafen bezieht.

Eine punktuelle Last- bezichungs weise Geschwindigkeits-
begrenzung (Tempo 30) aus Griinden, die der Zuvendungsemp-
fanger nicht beeinflussen (Umsetzung iibergeordneten Rechts)
kann oder aus verkehrlichen Griinden (zum Beispiel Unfallhdu-
figkeit, Schulwegsicherung und Ahnliches) schlieft die Forde-
rung als verkehrswichtige Strafe nicht aus.

Aus Griinden des Larmschutzes ist auch ohne das Vorliegen ei-
nes Larmminderungsplanes an einer sonst als erkehrswichtigen
innerdrtlichen beziehungsweise Verbindungsstrafle eingeordne-
ten Strafle die Anordnung einer Geschwindigkeitsbeschrankung
auf 30 km/h auf einen Teilabschnitt beziehungsweise durchge-
hend nicht zwingend forderschédlich.

Verkehrsleitsysteme

Verkehrsleitsysteme dienen der Verringerung des motorisierten
Individualverkehrs, der Verbesserung des Verkehrsflusses und
der Erhdhung der Verkehrssicherheit. Deswegen reicht eine blo-
Be statische wegweisende Beschilderung im verkehrlichen Prob-
lembereich nicht aus. Die Steuer ung des Verkehrs muss dyna-
misch aufgrund der aktuellen Verkehrssituation erfolgen.

Parkleitsysteme gehdren unter anderem zu den Verkehrsleitsys-
temen. Parkleitsysteme sollen entsprechend den konkreten Ver-
kehrssituationen und Belegungen der Parkkapazitdten gesteuert
werden. Sie sollten v on Parkraum-Management-Mafinahmen
(zum Beispiel Parkraumbewirtschaftung) begleitet werden. Kom-
binationen von Parkleitsystemen mit Informationssystemen fiir
den OPNV (Anschlussangebote) sind zweckméBig.

Verkehrswichtige innerdrtliche StraRen

Der Fordertatbestand ,,Bau und Ausbau verkehrswichtiger in-
nerértlicher Stralen mit Ausnahme von Anlieger- und Erschlie-
BungsstraBen‘ triagt der Erk enntnis Rechnung, dass nicht nur

Hauptverkehrsstra3en (lokal besonders verkehrswichtige Stra-
Be innerhalb der Ortslage fiir iiberwiegend ortlich durchgehen-
den starken Verkehr mit Knotenpunkten in einer Ebene und Zu-
fahrten zu anliegenden Grundstiicken, die in der Regel gegen-
iiber einmiindenden und kreuzenden Straflen bevorrechtigt ist)
im strengen Sinn fiir dieVerkehrsverhaltnisse in den Gemeinden
von Bedeutung sein konnen, sondern auch andere Stralen mit
mafgebender Verbindungsfunktion und iiberwie gender Nut-
zung durch flieBenden Verkehr, wie zum Beispiel Sammelstra-
Ren (anbaufreie oder anbaufihige GemeindestraBe, die haupt-

sdchlich den Verkehr zwischen Anliegerstralen und Verkehrs-
oder Hauptverkehrsstraen vermittelt). Bei den von einer For-
derung ausgenommenen Strafen ist weniger die Verbindungs-
funktion als die ErschlieBungs- und Aufenthalts- und Freiraum-
funktion maf3gebend.

Anliegerstraflen sind Gemeinde- oder Privatstrafien, die haupt-
séchlich fiir den Zugang oder die Zufahrt zu den an ihnen gele-
genen und dem Wohnen oder der wir tschaftlichen Betitigung
dienenden Grundstiicken bestimmt sind.

ErschlieBungsstralen sind 6ffentliche Straen (Wege, Plitze),

die entweder zum Anbau bestimmt sind oder als anbaufreie Stra-
e innerhalb eines Baugebietes die Nutzung dieses Gebietes er-
moglichen.

Von einer Zuordnung von Stralen nach prizise quantifizierten

Verkehrsbelastungen wird zugunsten der Beriicksichtigung klei-

nerer Gemeinden bei der Forderung abgeschen.

Verwaltungskosten

1 Zuden nicht zuwendungsfahigen Verwaltungskosten zahlen
Personal- und Sachkosten, insbesondere fiir die nachstehend

aufgefiihrten Tatigkeiten:

1.

—

Entwurfsaufstellung

- Herstellen und Beschaffen des Karten- und Planmateri-
als

- Vermessungsarbeiten

- Baugrunduntersuchungen

- Herstellen der Entwurfspléne

- Massen- und Kostenberechnungen

- Entwurfsstatik (statistische Berechnungen, die fiir Aus-
schreibung und Vergabe notwendig sind)

- Gutachten (zum Beispiel werkehrswirtschaftliche Unter-
suchungen, Gutachten tiber Umweltbelédstigungen usw.)

- Ideenwettbewerbe, Entwurfsmodelle, Modellv ersuche

1.2 Durchfiithrung des Planfeststellungs- und anderer Genehmi-
gungsverfahren

- Erstellen der Unterlagen
- Bekanntmachungen
- Anmieten von Raumen filir Erorterungstermine

1.3 Vergabeverfahren (HOAI - Leistungsphase 7)

1.4 Bauiiberwachung und Baulenkung
- Unterbringung einschlieBlich Einrichtungen und Betrieb
- Vermessungsarbeiten nach § 3 Nummer 2VOB/B
- Herstellen von fotografischen Aufnahmen

1.5 Sonstige Tatigkeiten
- Aufstellen von Betriebsvorschriften und -anweisungen
- Beratung durch Sonderfachleute

- Optimierungsberechnungen
- Bauaufsichtliche Abnahmen



- Haushalts-, Kassenfithrung und Rechnungslegung

- Herstellen von Informations- und Werbematerial

- Ausrichten von Ausstellungen

- Kiinstlerische Beratungen

- Grundsteinlegung, Richtfeste und Feiern bei Inbetrieb-
nahme

2 Werden fiir Tatigkeiten, deren Kosten nicht zuwendungs-
fahig sind, Fahrzeuge und Gerite angeschaf ft oder einge-
setzt, so sind die hierdurch entstehenden K osten ebenfalls
nicht zuwendungsfahig.

3 Entstehen bei Tétigkeiten, deren Kosten nicht zuwendungs-
fahig sind, Gebiihren, so sind auch diese nicht zuvendungs-
fahig.

4 Werden Tatigkeiten, deren Kosten nicht zuwendungsfahig
sind, nicht vom Tréger des Vorhabens selbst, sondern zum
Beispiel von einem Ingenieurbiiro ausgefiihrt, so sind auch
die infolge der Beauftragung entstehenden Kosten nicht zu-
wendungsfahig.

5 Die Kosten fiir Planung, Entwurfsbearbeitung (Leistungs-
phasen 1 - 8) und Bauaufsicht sind mithin auch dann nicht
zuwendungsfahig, wenn sie durch Beauftragung eines Drit-
ten entstehen.

Bei Zweifelsfragen, welcher Kostenart entstandene Kosten zu-
zurechnen sind, entscheidet die Bewilligungsbehdrde.

\orsorgemaRnahmen/Vorzeitiger MaRnahmebeginn

Bereits vor Baubeginn des geforderten Vorhabens abgeschlosse-
ne VorsorgemafBnahmen konnen nicht als Vorhabenmasse be-
zuschusst werden. Vorsorgemafinahmen mit Eigenfinanzierung
bediirfen der Genehmigung der Bewilligungsbehorde vor Bau-
beginn.

Die Einwilligung zu einem vorzeitigen Mainahmebeginn ist auf
Ausnahmefille zu beschrénken und unter folgenden Vorbehal-
ten zu erteilen:

1. Die Einwilligung bewirkt, dass eine Férderung vorzeitig er-
brachter Vorhabenleistungen nicht ausgeschlossen wird; sie
prajudiziert aber weder rechtlich noch tatséchlich Entschei-
dungen dartiber, ob und gegebenenfalls wann in welcher Ho-
he das Vorhaben gefordert wird.

2. Das Finanzierungsrisiko fiir das Vorhaben trigt allein der
Baulasttréager.

3. Bei etwaigen Anderungen der gesetzlichen Férderbestim-
mungen bleibt der vorzeitige Maflnahmebeginn unberiick-
sichtigt.

Wertausgleich
Vorteile, die dem Tréger des Vorhabens oder einem Dritten ent-

stehen, die aber nicht derVerbesserung der Verkehrsverhiltnisse
der Gemeinde dienen, sind angemessen auszugleichen.

1. Muss im Zuge eines Baus oder Ausbaus einer zuwendungs-
fahigen MafBinahme eine Umgehungsstrafie ausgebaut wer-
den, so ist fiir die mit Umleitungsverkehr gréfer zu dimen-
sionierende Straf3e nach Wegfall dieses Umleitungsverkehrs
ein Wertausgleich dann nicht anzurechnen, wenn die Stra-
Bendecke nur im notwendigen Umfang verstérkt wurde und
der Ausbau der Strafle selbst zuwendungsfahig wire oder die
StraBe in der Erhaltungslast des Vorhabentrégers ist.

2. Bei der Festsetzung der zuwendungsfahigen Kosten eines
laut Richtlinie geforderten Vorhabens ist ein Wertausgleich
zu beriicksichtigen, wenn im Zusammenhang mit der Durch-
fithrung dieses Vorhabens

a) andere Verkehrswege oder -anlagen oder sonstige Anla-
gen verlegt, verandert oder erneuert werden, ohne dass
fiir deren Trager Folgepflicht besteht und dadurch bei
diesen

b) eine Wertsteigerung oder -minder ung durch Hinaus-
schieben oder Vorverlegen des néchsten Er neuerungs-
termines eintritt.

3. Die Festlegung unter Nummer 2 findet keine Anwendung,
soweit kreuzungsrechtliche Bestimmungen (F ernstraf3en-
gesetz, Brandenburgisches Straflengesetz, Bundes wasser-
straflengesetz und Eisenbahnkreuzungsgesetz) fiir denWert-
ausgleich etwas anderes bestimmen.

4. Ausnahmen
Ein Wertausgleich entfillt,
a) soweit in notwendigem Umfang

- Verkehrswege oder -anlagen des Vorhabentréigers
selbst verlegt, verdndert oder erneuert werden,

- Verkehrswege oder -anlagen Dritter; die entsprechend
Richtlinie selbst forderungsféahig sind, verlegt, ver-
andert oder erneuert werden,

- zusétzliche Anlageteile lediglich infolge des Vorha-
bens erstellt werden miissen (zum Beispiel bei Ver-
sorgungsleitungen: Einbau von Schiebern, Muffen,
Schéchten, Diikern oder Rohrmehrldngen),

b) wenn der Eingriffin dieAnlagen dem Untemehmen kei-
nen Vorteil oder Nachteil bringt. Dies wird zum Beispiel
dann der Fall sein, wenn

- eine Anlage unter Verwendung des v orhandenen
Materials lediglich verlegt wird,

- lediglich ein Teil der Anlage erneuert wird, der bei
einer spateren Ermeuerung der Anlagen nicht ausge-
spart werden kann.

5. Folgepflicht

Die Regelung des Wertausgleiches findet ebenfalls keine
Anwendung, wenn bei Anlagen Dritter Folgepflicht besteht
und der Dritte die gesamten Kosten der Verlegung oder Ver-
dnderung der Anlage zu tragen hat. Sofer n der Dritte auf-



grund eines bestehenden Vertrages nur einenTeil der Kosten
fiir einen Wertausgleich zu iibernehmen hat, ist dieserAnteil
bei der Festsetzung des Wertausgleiches anzurechnen.

6. Berechnung des Wertausgleiches

a) Als Wertausgleich ist die Kapitalwertdifferenz anzuset-
zen. Sie wird nach dem Schema derAnlage 1 berechnet.

b) Zusitzlich zur Kapitalwertdifferenz sind fiir die Ermitt-
lung der zuwendungsféhigen Kosten

- der Wert der anfallenden Stoffe,

- die Kosten fiir MaBinahmen auf Veranlassung des
Trigers der Anlage,

- Vor- und Nachteile der Betriebsfiihrung und Unter-
haltung bei Anlagen Dritter zu beriicksichtigen.

Wiederverwertung teerhaltiger Ausbauasphalte

Der Wiedereinbau zerkleinerter (Kornbereich 0 - 33 mm) teer-
haltiger Ausbaumasse ist nach Ummantelung mit Spezialbitu-

men oder hydraulischem Bindemittel als Fundations- oderTrag-
schicht grundsitzlich moglich und forderungsfihig. Die Forde-
rung umfasst die Mehrkosten fiir Transport und Aufbereitung.
Ausbau und Einbau regeln sich durch die ohnehin vorhandenen
Erd- und Deckenbaupositionen. Soweit das aufbereitete Materi-
al nicht in der geforder ten BaumaBnahme wieder v erwendet
werden kann, muss es von der Forderung ausgenommen werden.
Zu den forderungsfahigen Kosten gehdren wihrend der Bau-

durchfithrung auch die entstehenden Kosten fiir Baustoffpriifun-
gen und Laboruntersuchungen. (Klarung Kosten fiir Lagerung)

Sollte die Moglichkeit bestehen, das aufbereitete Material in ei-
ne andere forderfahige Maflnahme einzubauen, sind diese Aus-
gaben fiir die Aufbereitung und den Transport zuwendungsfahig.
Lagerkosten und Gebiihren werden den Verwaltungskosten zu-
geordnet und sind nicht zuw endungsféhig. Die Zwischenlage-
rung und/oder Aufbereitung von kontaminiertem Material ohne
den Wiedereinbau ist nicht zuwendungsfahig.

Zweckbindungsfrist

Der Zuwendungsempfanger hat zu gewéhrleisten, dass fiir min-
destens flinf Jahre kein Eingriff durch Dritte (zum Beispiel Lei-
tungs- und Versorgungstriager) in die fertiggestellte Straflen- be-
ziehungsweise Briickenbaumafinahme erfolgt. Die festgestellten
Fordervoraussetzungen miissen in der Regel 15 Jahre erhalten
bleiben. Ausnahmegenehmigungen kénnen nur im Rahmen von
Einzelfallentscheidungen insbesondere bei erhelichem Interes-
se des Landes bezichungsweise des Bundes erteilt werden.

Eine erneute Forderung der her gestellten Strafle beziehungs-
weise Briicke kann erst nach Uberschreiten der im technischen
Regelwerk festgelegten Nutzungsdauer, jedoch frithestens nach
dem Ende der Zweckbindungsfrist erfolgen.





